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AfD fordert Freibrief für Hass: Sachsen-
Anhalt in Alarmbereitschaft!

Die AfD plant eine Verfassungsänderung in Niedersachsen,
um Abgeordnete vor Strafverfolgung für Äußerungen zu

schützen.

Bremen, Deutschland - In Niedersachsen sorgt ein neuer
Vorstoß der AfD für Aufregung. Die rechtspopulistische Partei
plant, eine Verfassungsänderung einzubringen, die Äußerungen
von Landtagsabgeordneten auch außerhalb des Landtags
straffrei stellen soll. AfD-Innenpolitiker Stephan Bothe betont,
dass es notwendig sei, den Schutz von Abgeordneten in ihren
Kommunikationen mit Bürgern auszuweiten. Momentan sind
nach Artikel 14 der Landesverfassung jedoch nur Äußerungen im
Landtag, in Ausschüssen oder Fraktionen geschützt. Ein erster
Entwurf für die Änderungspläne wird noch in dieser Woche
präsentiert, wie n-tv.de berichtet.

Die geplante Reform stößt jedoch auf heftige Kritik. Politiker der

https://www.n-tv.de/regionales/niedersachsen-und-bremen/AfD-will-Aussagen-von-Abgeordneten-straffrei-stellen-article25851678.html


SPD bezeichneten den AfD-Vorstoß bereits als
„Schmierentheater“. SPD-Abgeordneter Wiard Siebels äußerte,
dass es der AfD vor allem darum gehe, ihren Funktionären einen
Freibrief für Hass und Hetze zu ermöglichen. Ein aktuelles
Beispiel für ein derartiges Verhalten ist die Abgeordnete
Vanessa Behrendt, die unter Verdacht steht, Volksverhetzung
begangen zu haben. Sie wird vorgeworfen, die
Regenbogenfahne als Symbol für „Machenschaften pädophiler
Lobbygruppen“ zu diffamieren und eine Gruppe von Pädophilen
als kriminell zu pauschalisieren. Zudem wird untersucht, ob sie
personenbezogene Daten eines Mannes gefährdend
veröffentlicht hat, nachdem dieser Anzeige erstattet hatte.

Politische Konsequenzen und
Meinungsfreiheit

Die AfD sieht sich nicht nur intern, sondern auch extern unter
Druck. Bothe äußerte sich nicht direkt zu den laufenden
Ermittlungen gegen Behrendt, nahm aber die Zentralstelle
gegen Hasskriminalität ins Visier. Die Abgeordnete verteidigt
ihre kontroversen Äußerungen zur Regenbogenfahne und
bezeichnet sie als „vollkommen zulässige Meinungsäußerung“.
Sie unterstellt der Zentralstelle ein politisch motiviertes
Vorgehen. Diese Diskussion zeigt die aktuellen Spannungen um
das Thema Meinungsfreiheit in Deutschland, das in Artikel 5 des
Grundgesetzes verankert ist, aber durch strafrechtliche Normen
wie die Volksverhetzung eingeschränkt werden kann, wie die 
Bundeszentrale für politische Bildung erklärt.

Der Vorstoß der AfD kommt inmitten einer bundesweiten
Debatte über die Grenzen der Meinungsfreiheit. Während die
Meinungsfreiheit in Deutschland einen hohen Stellenwert hat,
gibt es rechtliche Grenzen, die insbesondere Aussagen
betreffen, die gegen die Verfassung oder den gegenseitigen
Respekt verstoßen. In der aktuellen politischen Landschaft sind
Äußerungen, die als Volksverhetzung eingestuft werden,
besonders kritisch zu betrachten. Laut der Bundeszentrale für
politische Bildung bleibt die Abwägung zwischen der

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen/


Meinungsfreiheit und dem Schutz der Persönlichkeit von
zentraler Bedeutung.

Gesetzgebung und Konsequenzen für die
AfD

Parallel zum Vorstoß in Niedersachsen wird auf Bundesebene
über das Thema der politischen Verantwortung der
Abgeordneten diskutiert. Es gibt Bestrebungen, ein temporäres
Politikverbot für wiederholt wegen Volksverhetzung verurteilte
Personen einzuführen. Dieses Gesetz, das als Kompromiss
zwischen der SPD und der Union angestrebt wird, könnte
bedeuten, dass Abgeordnete, die mehrmals verurteilt wurden,
für einen Zeitraum von fünf Jahren von der Kandidatur
ausgeschlossen werden. Kritiker befürchten jedoch, dass es sich
hierbei um eine gezielte Maßnahme gegen die AfD handelt,
obwohl der Gesetzesentwurf offiziell eine breitere Anwendung
finden soll.

Wie viele Abgeordnete tatsächlich von einem solchen
Politikverbot betroffen wären, bleibt unklar. Agenturen berichten
von einer „nicht geringen Anzahl“ an Abgeordneten, die wegen
Volksverhetzung verurteilt wurden. Bislang wurden nur wenige
AfD-Politiker verurteilt, allerdings ist die Skepsis gegenüber
einer tatsächlichen Umsetzung der Vorschläge groß. Die
Diskussion zeigt, dass die politische Landschaft in Deutschland
sich zunehmend polarisiert und die Grenzen der
Meinungsfreiheit und des politischen Engagements auf die Probe
gestellt werden.
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